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Sachgebiet 100 


Vorblatt 


Beeinträchtigung von Grundrechten durch gewalttätige 

Aktionen 

(Bericht des Sonderausschusses für die 
Strafrechtsreform) 


A. Problem 

Für die Reform der Strafvorschriften zum Schutze des Gemein- 
schaftsfriedens (sogenannte Demonstrationsdelikte) und für die 
Frage einer eventuellen Amnestie erscheint es bedeutsam, einen 
Überblick über die Auswirkungen der Demonstrationen zu er- 
halten. Ferner handelt es sich um die Frage, wie die Bundes- 
regierung das Verhältnis des Demonstrationsrechts zu anderen 
Grundrechten sieht. 


B. Lösung 

Ersuchen an die Bundesregierung, bis zum 5. März 1970 einen 
Bericht zu diesen Fragen vorzulegen. 


C. Alternativen 

1. Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache Wl57. 
Dieser ist weniger umfassend als der Antrag des Sonder- 
ausschusses. 

2. Stellungnahme des Innenausschusses 

Diese läuft zwar auf einen weitergehenden Antrag hinaus. 
Jedoch sind die zusätzlichen Fragen ohne besonderen Er- 
kenntniswert für die durch den Antrag verfolgten Zwecke. 
Zudem würde ihre Beanwortung zu einer erheblichen zeit- 
lichen Verzögerung führen. 

D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform 
über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache VI/ 157 — 

betr. Beeinträchtigung von Grundrechten durch gewalttätige 

Aktionen 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr, Timm 


Der von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachte 
Antrag betr. Beeinträchtigung von Grundrechten 
durch gewalttätige Aktionen — Drucksache VI/ 157 — • 
ist in der 19. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 10. Dezember 1969 in erster Lesung behandelt 
und an den Sonderausschuß für die Strafrechts- 
reform (federführend) sowie an den Innenausschuß 
{mitberatend) überwiesen worden. Die beiden Aus- 
schüsse haben den Antrag am 22. Januar 1970 (In- 
nenausschuß) und 23. Januar 1970 (Sonderaus- 
schuß) beraten. 

Der Innenausschuß empfiehlt in seiner einstim- 
mig zustande gekommenen Stellungnahme (vgl. 
Anlage zum Bericht) eine Aufgliederung der in 
der Nummer 1 des Antrags enthaltenen Fragen 
(vgl. Nummern 1 und 2 der Stellungnahme des 
Innenausschusses) sowie eine Ergänzung des Fra- 
genkatalogs (vgl. Nummern 7, 8 und 9 der Stellung- 
nahme des Innenausschusses). Vom Sonderausschuß 
ist aufgrund eines ebenfalls einstimmig gefaßten 
Beschlusses diesen Änderungsvorschlägen weitge- 
hend zugestimmt worden. 

Zu Nummer 1 (neu) 

Auch nach Ansicht des Sonderausschusses er- 
scheint es sachgemäß, die in der ursprünglichen 
Nummer 1 zusammengefaßten Fragen aus Grün- 
den der Klarheit unter zwei verschiedenen Num- 
mern aufzuführen. Er erachtet cs ferner gleich dem 
Innenausschuß aus Gründen der statistischen Ver- 
einfachung für zweckmäßig, als Beginn des Erfas- 
sungszeitraumes in der Nummer 1 nicht den Tag 
der Bundestagswahl, sondern den 1. Oktober 1969 
vorzusehen. 


I Zu Nummer 2 (neu) 

Der Sonderausschuß ist ebenfalls der Meinung, 
daß von der Bundesregierung nicht nur die Zahl der 
anhängigen Verfahren angegeben werden sollte. 
Andererseits wäre nach seiner Ansicht die vom In- 
nenausschuß empfohlene Aufgliederung zu differen- 
ziert und zudem teilweise von geringem Erkennt- 
niswert. Davon abgesehen könnte der Bericht der 
Bundesregierung voraussichtlich auch nicht mehr so 
rechtzeitig erstattet werden, daß er bei der Bera- 
tung im Sonderausschuß noch verwertbar wäre, 
wenn man auf jener Aufgliederung bestehen würde. 
Demgegenüber vermag die Bundesregierung zu den 
vom Sonderausschuß formulierten betreffenden 
Fragen :schon aufgrund des ihr vorliegenden Zah- 
lenmaterials einen erschöpfenden Bericht zu erstat- 
ten. Da als Stichtag bei diesem Material auf den 
1. Dezember 1969 abgestellt ist, empfiehlt der Son- 
derausschuß, diesen Stichtag auch in dem Ersuchen 
vorzusehen, zumal er nur kurze Zeit zurückliegt. 

Zu Nummern 3 bis 6 (neu) 

Diese entsprechen den Nummern 2 bis 5 in der 
Fassung des ursprünglichen Antrags. 

Zu Nummer 7 

Die unter dieser Ziffer aufgeführte Frage ist so- 
wohl für die Reform der Strafvorschriften zum 
Schutze des Gemeinschaftsfriedens als auch für die 
Frage einer Amnestie von Bedeutung. Allerdings 
sollte nicht allein auf evtl. Erscheinungen im Ge- 
richtsbereich abgestellt werden, da sich die Frage 
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ebenso für den Bereich der Polizei und der Staats- 
anwaltschaft stellen könnte. 

Die sonstigen Änderungen gegenüber dem Vor- 
schlag des Innenausschusses sind rein sprachlicher 
Art. 

Zu Nummer 8 

Auch dieser Fragenkomplex erscheint für die bei- 
den Gesetzesanliegen (Reform des Strafgesetzbu- 
ches sowie Amnestie) von Wert. 


Zu Nummer 9 in der Fassung der Stellungnahme 
des Innenausschusses 

I Der Sonderausschuß rät davon ab, die in der Stel- 
! lungnahme des Innenausschusses unter dieser Zif- 
I fer aufgeführte Frage in das Ersuchen aufzuneh- 
men. Sie hätte nicht nur wenig Erkenntniswert für 
den mit dem Antrag verfolgten Zweck. Ihre Beant- 
wortung würde auch einen außerordentlichen Ar- 
I beitsaufwand erfordern, da hierzu auf den Inhalt 
der einzelnen Urteile bzw. der betreffenden Straf- 
akten zurückgegriffen werden müßte. 


Bonn, den 23. Januar 1970 


Frau Dr. Timm 

Berichterstatterin 


Anlage 


Stellungnahme des Innenausschusses des Deutschen Bundestages vom 
22. Januar 1970 zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache Wl57 — 

betr. Beeinträchtigung von Grundrechten durch gewalttätige Aktionen 


Der Innenausschuß empfiehlt einstimmig, den An- 
trag wie folgt zu fassen: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Deutschen 
Bundestag bis zum 5. März 1970 einen Bericht dar- 
über vorzulegen, 

1. wieviel als Demonstrationen oder ähnlich be- 
zeichnete Aktionen seit dem 1. Oktober 1969 
stattgefunden haben, bei denen unter Verstoß 
gegen die gesetzliche Ordnung, Rechte der All- 
gemeinheit oder Einzelner verletzt wurden, 

2. wieviel Strafverfahren im Zusammenhang mit 
Demonstrationen im Sinne von 1. in der Zeit 
vom 1. Januar 1968 bis 31. Dezember 1969 ein- 
geleitet wurden und wieviel davon 

a) rechtskräftig abgeschlossen sind 
aa) durch Einstellung, 

bb) durch Freispruch, 
cc) durch Verurteilung, 

b) gegenwärtig noch anhängig sind. 

Nr. 2 bis 5 werden Nr. 3 bis 6. 

7. ob und ggf. in welchem Ausmaß sich bei der 
Anwendung des geltenden Rechts Rechtsun- 
sicherheit der Richter, z. B. durch kraß vonein- 


ander abweichende Urteile, in ähnlich gelager- 
ten Fällen erkennen läßt. 

Die Bundesregierung wird außerdem ersucht, 

sobald die entsprechenden Angaben vorliegen, dem 
Deutschen Bundestag darüber zu berichten: 

8. wieviel als Demonstrationen oder ähnlich be- 
zeichnete Aktionen in der Zeit vom 1. Januar 
1968 bis 31. Dezember 1969 — aufgegliedert 
nach Vierteljahren — stattgefunden haben, die 

a) friedlich, d. h. ohne nennenswerte Zwischen- 
fälle, 

b) unfriedlich, d. h. unter Verstoß gegen die ge- 
setzliche Ordnung, wobei Rechte der Allge- 
meinheit oder Einzelner verletzt wurden 

verlaufen sind; 

9. wie sich die Strafverfahren im Sinne von 2. 
nach Tatkomplexen aufgliedern. 

Die Fragen 3 bis 7 sollten möglichst beschleunigt 
vorweg beantwortet werden. 

Berlin, den 22. Januar 1970 

Innenausschuß 

gez. Unterschrift 
— Der Vorsitzende — 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Deutschen 

Bundestag bis zum 5. März 1970 einen Bericht dar- 
über vorzu legen, 

1. wieviel als Demonstrationen oder ähnlich be- 
zeichnete Aktionen seit dem 1. Oktober 1969 
stattgefunden haben, bei denen unter Verstoß 
gegen die gesetzliche Ordnung Rechte der All- 
gemeinheit oder einzelner verletzt wurden; 

2. wieviel Strafverfahren im Zusammenhang mit 
Demonstrationen am 1. Dezember 1969 

a) bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften 
anhängig waren, 

b) zwar rechtskräftig abgeschlossen, die ver- 
hängten Strafen aber <noch nicht vollstreckt 
waren; 

3. in welchem Umfang die grundgesetzlich gewähr- 
leistete Freiheit von Forschung und Lehre, die j 
Unabhängigkeit und Arbeitsfähigkeit der Justiz ■ 
sowie die Grundrechte des einzelnen Bürgers ! 
durch Straftaten im Zusammenhang mit gewalt- , 
tätigen Aktionen gegenwärtig beeinträchtigt | 
werden; 

4. ob die geltenden gesetzlichen Bestimmungen | 
und ihre Anwendung zur Sicherung dieser 
Grundrechte aus reichen; 

5. welche Vorstellungen die Bundesregierung für 
einen wirkungsvolleren Schutz der Grundrechte 


der Allgemeinheit und des einzelnen vor rechts- 
widrigen und gewalttätigen Aktionen hat; 

6. wie die Bundesregierung die Schutzwürdigkeit 
des durch das Grundgesetz garantierten Rechts 
auf Versammlungsfreiheit im Verhältnis zu den 
anderen Grundrechten beurteilt; 

7. ob und ggf. in welchem Ausmaß sich bei der 
Anwendung des geltenden Rechts Rechtsun- 
sicherheit, z. B. durch erheblich voneinander ab- 
weichende Urteile bei ähnlich gelagerten Fäl- 
len, erkennen läßt. 

Die Bundesregierung wird außerdem ersucht, 

sobald die entsprechenden Angaben vorliegen, dem 
Deutschen Bundestag darüber zu berichten, 

8. wieviel als Demonstrationen oder ähnlich be- 
zeichnete Aktionen in der Zeit vom 1. Januar 
1968 bis 31. Dezember 1969 — aufgegliedert 
nach Vierteljahren — stattgefunden haben, die 

a) friedlich, d. h. ohne nennenswerte Zwischen- 
fälle, 

b) unfriedlich, d. h. unter Verstoß gegen die 
gesetzliche Ordnung, wobei Rechte der All- 
gemeinheit oder einzelner verletzt wurden, 

verlaufen sind. 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Fragen 1 bis 
7 möglichst beschleunigt vorweg zu beantworten. 


Bonn, den 23. Januar 1970 


Der Sonderausschuß für die Strafrechtsreform 


Dr. Müller-Emmert 

Vorsitzender 


Frau Dr. Timm 

Berichterstatterin 
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